
Entwurf 
 

VI. Nachtrag 
zur Satzung über die Erhebung von Hundesteuer in der Stadt Gummersbach 

(Hundesteuersatzung) vom 03.11.1997 

 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NW. S. 666 / SGV. NRW. 2023) in der jeweils gültigen 
Fassung und der §§ 1, 2, 3 und 20 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV. NW. S. 712 / SGV. NRW. 610) in der jeweils gültigen Fassung hat 
der Rat der Stadt Gummersbach in seiner Sitzung vom 30.11.2021 folgenden VI. Nachtrag zur Satzung 
über die Erhebung von Hundesteuer in der Stadt Gummersbach (Hundesteuersatzung) vom 
03.11.1997 beschlossen: 
 
 

Artikel 1 
 
§ 3 Abs. 3 der Hundesteuersatzung erhält folgende neue Fassung: 
 
(3) Weiterhin wird Steuerbefreiung auf Antrag gewährt für nicht zu Erwerbszwecken gehaltene 

Hunde, die 
  

a) als Gebrauchshunde ausschließlich zur Bewachung von nicht gewerblich gehaltenen Herden 
verwandt werden, in der hierfür benötigten Anzahl, 

  
b) in einer tierheimähnlichen Einrichtung vorübergehend zur Pflege untergebracht sind, sofern die 

Einrichtung eine Genehmigung gem. § 11 Abs. 1 Nr. 3 des Tierschutzgesetzes – in der jeweils 
gültigen Fassung – vorweisen kann. Als vorübergehend gilt ein Zeitraum von 1 Jahr. 

 
 

Artikel 2 
 
§ 4 Abs. 1 der Hundesteuersatzung erhält folgende neue Fassung: 
 
(1) Die Steuer ist auf Antrag auf die Hälfte des Steuersatzes nach § 2 zu ermäßigen für  
  

a) Hunde, die zur Bewachung von Gebäuden, welche von dem nächsten bewohnten Gebäude 
mehr als 200 Meter entfernt liegen, erforderlich sind, 

  
b) Jagdhunde von Jagdausübungsberechtigten, sofern diese Inhaber eines Jagdscheines sind, je-

doch für höchstens zwei Hunde. Jagdausübungsberechtigter ist, wer Eigenjagdbesitzer oder 
Pächter eines Jagdbezirks ist und einen gültigen Jagdschein besitzt, 

  
c) Hunde, die zu Melde-, Sanitäts- oder Schutzzwecken verwendet werden und die dafür vorgese-

hene Prüfung vor Leistungsprüfern eines von der Stadt anerkannten Vereins oder Verbandes 
mit Erfolg abgelegt haben; die Ablegung der Prüfung ist durch das Vorlegen eines Prüfungs-
zeugnisses nachzuweisen und die Verwendung des Hundes in geeigneter Weise glaubhaft zu 
machen. 
Die Anerkennung des Vereins oder Verbandes erfolgt auf Antrag, wenn glaubhaft gemacht 
wird, dass die antragstellende Vereinigung über hinreichende Sachkunde und Zuverlässigkeit 
für die Durchführung der Leistungsprüfung verfügt. 

 



Artikel 3 
 
§ 8 Abs. 1 der Hundesteuersatzung erhält folgende neue Fassung: 
 
(1) Der Hundehalter ist verpflichtet, einen Hund innerhalb von zwei Wochen nach der Aufnahme 

oder, wenn der Hund ihm durch Geburt von einer von ihm gehaltenen Hündin zugewachsen ist, 
innerhalb von zwei Wochen, nachdem der Hund drei Monate alt geworden ist, beim Fachbe-
reich 4.1 - Finanzen und Steuern - oder beim Fachbereich 3.3 - Bürgerservice - der Stadt Gum-
mersbach anzumelden. In den Fällen des § 1 Abs. 3 Satz 2 muss die Anmeldung innerhalb von 
zwei Wochen nach dem Tage, an dem der Zeitraum von zwei Monaten überschritten worden 
ist, in den Fällen des § 6 Abs. 3 Satz 1 innerhalb der ersten zwei Wochen des auf den Zuzug 
folgenden Monats erfolgen. 
 
Der Steuerpflichtige ist dabei gleichzeitig verpflichtet, der Stadt alle für die Steuererhebung 
erforderlichen Tatbestände (Zeitpunkt der Aufnahme des Hundes in den Haushalt, Geburtsda-
tum des Hundes, vorheriger Hundehalter etc.) schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt 
mitzuteilen. Das Gleiche gilt, wenn sich die für die Steuererhebung relevanten Tatbestände 
ändern. 

 
 

Artikel 4 
 
Dieser VI. Nachtrag zur Hundesteuersatzung vom 03.07.1997 tritt zum 01.01.2022 in Kraft. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


